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1）　Europa braucht die Mitbestimmung
„Mehr Demokratie wagen“ – Dieser zum geflügelten Wort gewordene Ausspruch 
von Willy Brandt aus der Regierungserklärung der Sozialliberalen Koalition wur-
de häufig für die betriebliche Realität fokussiert und es hieß dann: „Die Demo-
kratie darf nicht am Werkstor enden“. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 
und das Mitbestimmungsgesetz von 1976 markierten Stationen der Reform der 
Mitbestimmung auf der betrieblichen Ebene und der Unternehmensebene, aber 
schon bald danach trat ein Stillstand ein. Von Kanzler Helmut Schmidt ist deshalb 
folgender typische Ausspruch überliefert: „Wer Visionen hat, der soll zum Arzt 
gehen…..“.
In Europa fehlte es dagegen damals nicht an Visionen. Die Vredeling-Richtlinie, 
sollte auf der europäischen Ebene eine Form der Unternehmensmitbestimmung 
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etablieren. Kommissionspräsident Jacques Delors propagierte die „soziale Dimen-
sion“, der bis dato nur auf Freihandel ausgerichteten Europäischen Union. Der 
Vertrag von Maastricht lieferte den Durchbruch: Erstmals war es den Sozialpart-
nern auf der europäischen Ebene möglich, Vereinbarungen zu treffen, die wie eine 
Richtlinie europäisches Recht werden könnten.
Wenngleich die Lobpreisungen einer „Europäischen Dimension der Kollektivver-
handlungen“ wohl noch sehr verfrüht waren und Europäische Betriebsräte erst 
in wenigen Unternehmen auf freiwilliger Basis existierten, so kann doch in der 
Ära Delors von einem gewissen Fortschritt gesprochen werden. Immerhin gab 
es auf sektoraler Ebene und auf der Ebene der europäischen Dachorganisationen 
von Arbeitgebern und Gewerkschaften „Verhandlungen“, es waren moderierte 
Gespräche in den Räumen der Europäischen Kommission, die natürlich noch nicht 
das Wort „Tarifverhandlungen“ rechtfertigten, aber es war ein erster Schritt. Für 
die betriebliche Mitbestimmung zeigte sich bald, dass mit einer im sozialen Dialog 
entwickelten Lösung für die Arbeitnehmervertretung in multinationalen Unter-
nehmen innerhalb der Europäischen Union nicht zu rechnen war. Der britische 
Unternehmensverband CBI blockierte jede Regelung und die Verhandlungen 
mussten scheitern. Die Europäische Kommission übernahm aber schnell die 
Fahne und legte den Entwurf für eine Richtlinie zur Schaffung der Europäischen 
Betriebsräte vor, die dann den Rat passierte und rechtsgültig wurde. Sie wurde 
dann sukzessive in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union umgesetzt. 
Heute gibt es 1051 （Anfang 2014） Europäische Betriebsräte in 974 multinationalen 
Unternehmen. In 57 weiteren laufen derzeit die Verhandlungen, um einen EBR 
zu gründen. Deut schland ist vorne mit dabei: 200 Eurobetriebsräte sind in 
Unternehmen aktiv, die hier ihren Hauptsitz haben. Rund 120 gibt es jeweils 
in Unternehmen, die in Großbritannien und Frankreich geführt werden （www.
worker-participation.eu）.
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2）　Der unaufhaltsame Aufstieg des Eurobetriebsrates
Für deutsche Betriebsräte war der neu eingeführte Europäische Betriebsrat wohl 
kaum sensationell und mit einiger Verwunderung wurde vermerkt, dass hier 
für ein Informations- und Konsultationsorgan der Begriff „Betriebsrat“ vergeben 
wurde. Deutsche Experten waren sich schnell einig, dass wohl eher von einem 
Europäischen Wirtschaftsausschuss die Rede sein müsse, denn mit dem sei dieses 
Organ eher zu vergleichen, in dem der Arbeitgeber über die wirtschaftliche Situ-
ation des Unternehmens berichtet zumal in Französisch geprägten Eurobetriebs-
räten der „Patron“ den Vorsitz führt.
Britische Gewerkschafter sahen eine arbeitgeberinitiierte Konkurrenzveranstal-
tung zu ihrem Shop Stewarts im Entstehen begriffen und skandinavische Ge-
werkschaften, die auch die betriebliche Interessenvertretung bilden, fürchteten 
um ihre Kollektivverträge auf der betrieblichen Ebene. Während in Osteuropa, wo 
traditionell Betriebsgewerkschaftsleitungen das Bild bestimmten （wie auch zuvor in 
der DDR） zunächst die Skepsis überwog, folgten Hoffnungen auf einen direkten Zu-
gang zur Konzernspitze （in Westeuropa） die wiederum häufig enttäuscht wurden, 
weil die zentrale Leitung auf die Autonomie des lokalen Managements verwies.
Dennoch hat sich trotz solcher Anfangsschwierigkeiten heute der Europäische 
Betriebsrat als Interessenvertretungsorgan der Arbeitnehmer in europäischen 
Unternehmen und außereuropäischen Unternehmen mit Aktivitäten in Europa 
fest etabliert. Am Sitz des Konzerns oder am größten Standort des multinationa-
len Unternehmens außereuropäischer Provenienz haben europäische Betriebsräte 
sich ihren Platz erobert. Mit der novellierten Richtlinie Europäische Betriebsräte 
（und dem deutschen EBRG） ist auch etwas deutlicher geworden, dass der Euro-
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päische Betriebsrat Informations- und Konsultationsrechte hat, die in zwei ge-
trennten Arbeitsschritten exekutiert werden. Ausreichende Information, bis das 
Informationsbedürfnis gestillt ist und dann Konsultation im Sinne eines argumen-
tativen Hin - und Her, das heißt, der Arbeitgeber muss auf Vorschläge der Ar-
beitnehmerseite reagieren. Erst dann kann gehandelt werden. Viele, bis dato als 
Vortragsveranstaltung durchgeführten Sitzungen von europäischen Betriebsräten 
bekamen nun einen neuen Drive. Die Rolle der Gewerkschaften im EBR wurde 
anerkannt und die für deutsche Betriebsräte selbstverständlichen Schulungsmaß-
nahmen wurden gesetzlich gesichert.
Für deutsche Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter blieb jedoch das 
Dilemma: der Europäische Betriebsrat ist ein unvollkommenes Organ, gegenüber 
dem Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat und Konzernbetriebsrat nach deutschem 
Recht. So ergaben sich im Prinzip zwei strategische Optionen. Beide Wege sind 
in sich sehr konsequent und auf die Ausschöpfung aller Rechte im Interesse der 
Belegschaften ausgerichtet, aber sie wiedersprechen sich.
3）　Europäisches Gremium oder Standortkonkurrenz?
a）　Es gibt europäische Betriebsratsgremien, die eine aktive Interessenvertre-
tung etabliert haben. Die Mitglieder halten auch zwischen den Sitzungen Kontakt 
zueinander. Durch gezieltes Training wird langsam eine gemeinsame Arbeits-
sprache, zumeist Englisch etabliert. Mit Hilfe der Gewerkschaften oder externer 
Berater werden die Positionen „hieb- und stichfest“ gemacht, die dem Arbeitgeber 
vorgestellt werden. Soweit über die betriebliche Ebene hinaus Unternehmensmit-
bestimmung etabliert ist, werden die Ebenen der Mitbestimmung trotz Schwei-
gepflicht- und Informationsweitergabe- Restriktionen gekonnt gemanagt. Diese 
Europäischen Betriebsräte spielen auf der Klaviatur der Richtlinie, wenn auch die 
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für deutsche Interessenvertreter „unschöne“ Situation bestehen bleibt, dass die 
weitgehendste Interventionsmöglichkeit ein „Nein“ zu einem arbeitgeberseitigen 
Vorschlag ist. Diese, dem französischen System entlehnte Eskalationsmöglichkeit 
ist weiterhin für deutsche Betriebsräte unverständlich. Sie sind es gewohnt nicht 
lediglich „Nein“ zu sagen, sondern nach dem „Nein“, beginnt für sie erst die Ar-
beit. Nun kann verhandelt werden bzw. im deutschen Recht die Einigungsstelle 
tätig werden. Verhandlungen kennt aber damit die Richtlinie nicht und natürlich 
auch das deutsche EBRG nicht. Das dem französischen Modell nachgebildete 
europäische Modell kennt keinen Gestaltungswillen der Arbeitnehmervertreter. 
Deutsche Betriebsräte erwarten daher über Kurz oder Lang eine Ausweitung der 
Interventionsmöglichkeiten in Richtung einer wirklichen Mitgestaltung, bei der 
der Arbeitgeber nicht das letzte Entscheidungsrecht hat, sondern ein Einigungs-
zwang existiert.
b）　Der zweite Weg, den deutsche EBR-Mitglieder verfolgen, ist auf seine Weise 
ebenfalls konsequent. Das „Deutsche Modell“ wird konsequent verteidigt und die 
weitergehenden Mitbestimmungsmöglichkeiten aus deutschem Recht werden 
intensiv genutzt. In diesen Europäischen Betriebsräten, häufig mit ausländischer 
Konzernspitze, stellen sich Betriebsräte „quer“ und sehen ihre Aufgabe vorrangig 
in der Sicherung von Standortinteressen.
Es kann ein sehr effektiver Weg sein, die Konzernleitung dazu zu zwingen, sich 
mit dem Betriebsrat auseinanderzusetzen. In diesen Betriebsräten wird nicht 
ohne weiteres die Arbeitssprache „Deutsch“ aufgegeben, sondern alles versucht, 
die jeweiligen Unterlagen in mehreren Sprachen zu verteilen. Betriebsräte, die 
in dieser Form konsequent handeln, werden verlangen, dass im Inland erhobene 
und gespeicherte Daten nicht weiter gegeben werden. Selbst wenn die Konzern-
zentrale argumentiert, dass sie Personalentwicklungsmaßnahmen länderüber-
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greifend nicht durchführen kann ohne diese Daten, wird ein solcher Betriebsrat 
„auf Stur schalten“. Ist das eine nationalistische Vorgehensweise und ein Rückfall 
in deutsche Kirchturmpolitik? Vielleicht. Aber es ist die einzige Möglichkeit, der 
Konzernspitze zu zeigen, dass mit einer Arbeitnehmervertretung zu rechnen 
ist. Gegenüber einem britischen Arbeitgeber, der sein Ziel darin sieht, eine Inte-
ressenvertretung der Arbeitnehmer zu verhindern und ihr nur dann zögerlich 
zustimmt, wenn die Arbeitnehmerseite über einen gewissen Einfluss verfügt ist 
dies häufig die einzige Möglichkeit der Interessenwahrnehmung. „Bist du auf dem 
Kontinent, musst du im Straßenverkehr auf die rechte Spur wechseln und im 
Betrieb das Betriebsverfassungsgesetz akzeptieren.“ hält der deutsche Betriebsrat 
dem britischen Manager entgegen.
Ein skandinavisch geprägter Europäischer Betriebsrat würde darüber den Kopf 
schütteln. Da sagt man, dass John Wayne im Fernsehen auch nicht schwedisch 
oder norwegisch spricht und demzufolge die englische Sprache als Sitzungs-
sprache ohne Kontroverse zu akzeptieren ist. Dort traut man dem eigenen Ma-
nagement „über den Weg“ und misstraut eher den eigenen Kollegen, die einen 
konfliktorientierten Weg gehen wollen und （etwa in Frankreich） gelegentlich den 
Fabrikdirektor in seinem Büro einsperren, um ihre Ziele zu erreichen.
c）　Die kulturellen Unterschiede, die diese – zugegeben etwas zugespitzen – Mo-
delle hervorbringen, können durch intensives Kennenlernen und durch längere 
gemeinsame Arbeit trotz der herrschenden Fluktuation bei den EBR-Mitgliedern 
aufgebrochen werden. Auf lange Sicht ist es aber unumgänglich, dass die Euro-
päische Union weiter geht in Richtung einer wirklichen Mitbestimmung für die 
europäischen Interessenvertretungen. Der Europäische Betriebsrat, der nur „Nein“ 
 sagen darf, aber anschließend ohnmächtig die arbeitgeberseitige Umsetzung er-
leben muss, wird bei deutschen Betriebsräten immer einen Rest von Unbehagen 
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oder gar Unmut produzieren.
4）　Mitbestimmung auf der Unternehmensebene
Auf der Unternehmensebene gilt das für die betriebliche Mitbestimmung gesagte 
erst recht: Internationalisierung und Globalisierung führen in exportorientierten 
Unternehmen dazu, dass die Ländergrenzen gesprengt werden. In deutschen 
Unternehmen mit mehr als 2000 Arbeitnehmern bilden nur deutsche Arbeitneh-
mervertreter die Arbeitnehmerbank （mit einem Vertreter der leitenden Angestellten in 
ihren Reihen）. Auf Arbeitgeberseite hat die Internationalisierung Einzug gehalten. 
Ausländische Anteilseigner oder reine Finanzinvestoren haben Sitz und Stim-
me, die Arbeitnehmerseite bleibt national obwohl im europäischen und vielleicht 
auch im Weltmaßstab die deutsche Belegschaft gar nicht mehr die Mehrheit der 
Gesamtbelegschaft bildet. Dies ist so, weil deutsche Mitbestimmung （so auch die 
Montanmitbestimmung in der Eisen- und Stahlindustrie und die drittelparitätische Mitbe-
stimmung für Unternehmen von 500 bis 2000 Mitarbeitern） nationales Recht ist. Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer aus anderen Ländern bleiben unrepräsentiert 
bzw. gar nicht repräsentiert.
Auch hier gibt es wieder zwei Möglichkeiten, an das Problem heran zu gehen. 
Der erste Weg ist die Öffnung der deutschen Mitbestimmung für ausländische 
Arbeitnehmervertreter. Freiwillig können deutsche Arbeitnehmervertreter einen 
Platz im Aufsichtsrat an einen ausländischen Vertreter abgeben. So gab es zu 
Zeiten der inzwischen beendeten Kooperation Daimler-Chrysler einen Platz für 
einen amerikanischen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. Diese freiwilligen 
„generösen“ Gesten schaffen aber kein neues Recht. Für die Ebene der großen, 
weiten Welt ist eine Lösung auch nicht in Sicht. Für die europäische Ebene bietet 
die Europäische Aktiengesellschaft （SE） zum ersten Mal die Möglichkeit, in der 
zu verhandelnden Mitbestimmungsregelung （wenn denn vorher eine Mitbestimmung 
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bestand） die Mitbestimmung auf Arbeitnehmervertreter aus allen europäischen 
Ländern auszuweiten.
Für die Unternehmensmitbestimmung gilt auch in der Perspektive das für die 
deutsche Mitbestimmung auf betrieblicher Ebene gesagte: Ohne ein überzeugen-
des Mitbestimmungsmodell für die Europäische Union wird der Unmut in den 
Ländern wachsen, die heute Unternehmensmitbestimmung praktizieren. Es ist ja 
keinesfalls so, dass es nur die deutsche Mitbestimmung gibt und um uns herum 
lediglich ein Meer von Unverständnis. Es ist richtig, dass das deutsche Modell in 
der Montanmitbestimmung die Parität realisiert （und trotz Doppelstimmrecht des 
Aufsichtsratsvorsitzenden und Sondervertretung der leitenden Angestellten in Unterneh-
men über 2000 Beschäftigten zumindest weitreichend ermöglicht）. In den mediterranen 
Ländern wächst zumindest in Italien das Interesse am deutschen Sonderweg und 
in Frankreich versucht Premierminister Hollande den Durchbruch: Zumindest ein 
Arbeitnehmervertreter soll dem Aufsichtsgremium künftig zwingend angehören 
（auf freiwilliger Basis sind es z. B. bei Renault heute bereits drei）. Es gibt aber auch 
Mitbestimmungserfahrung in belgischen Staatsbetrieben, in niederländischen und 
skandinavischen Konzernen （geschäftsführende Direktoren und nicht geschäftsführen-
de Direktoren, von denen in den skandinavischen Ländern einige Arbeitnehmervertreter 
sind）.
5）　Wie sieht die Zukunft aus?
Nachdem der EBR etabliert ist, sind die heutigen Pioniertaten die Abschlüsse von 
transnationalen kollektiven Vereinbarungen. Ähnlich dem Modell der deutschen 
Konzernbetriebsvereinbarung. Natürlich sind die Themenfelder noch schmal, aber 
ein Anfang ist gemacht. In Ländern, in denen es die duale Interessenvertretung 
（hier Betriebsrat – dort Gewerkschaft） gibt, muss noch ausbalanciert werden, was 
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durch solche transnationalen kollektiven, （d.h. Betriebs） – Vereinbarungen geregelt 
werden soll und was in die Domäne der gewerkschaftlichen Tarifpolitik gehört. 
Ein letzter Hinweis sei noch gegeben zur europäischen Industriepolitik. Es ist 
schon eine Weile her, dass ‚Franz Steinkühler, der damalige Vorsitzende der IG-
Metall, daran erinnert hat, dass nicht jeder neue Arbeitsplatz in Deutschland ent-
stehen kann. Exportorientierte Unternehmen werden natürlich akzeptieren müs-
sen, dass ein Teil der Produktion und Montage auch in den Ländern stattfindet, in 
denen Käufer die Produkte kaufen sollen. Ein Vorläufer der Europäischen Union, 
die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl kannte bereits die Beteiligung 
der Bergbau- und Stahlgewerkschaften im Paritätischen Ausschuss.
Trotz einiger vorzeigbarer Ausnahmen （wie zum Beispiel die Bildung von Airbus als 
Konkurrent zu Boeing） fehlen Initiativen zum koordinierten Kapazitätsabbau ange-
sichts europäisch-US amerikanischer Konkurrenz. 
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